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Summerdays
Die Schottin AmyMacdonald
ist der Star des Arboner Festivals
am Samstagabend. 29

11Millionen fürRhySearch
Hightech­KMUprofitieren vom
Ausbau des Innovationszentrums
RhySearch. 11

Rufnachmehr Sicherheit
AmMittwoch ist einMann im
Rollstuhl in Romanshorn in den
See gestürzt und verstorben. 62

Salzkorn
KeinandererBuchtitelwird
mit demDavoserWEFsooft
inZusammenhanggebracht.
Nicht Arthur Koestlers «Die
HerrenCall­Girls», nicht
Thackereys «Jahrmarkt der
Eitelkeiten». Nein, Thomas
Manns «Zauberberg» ist es, der
unfehlbar zitiert wird, wenn das
WEF jeweils ausbricht.

Eswäre aufschlussreich, zu
wissen, wie viele der rund 3000
teilnehmenden Staaten­ und
Wirtschaftslenker – nicht zu ver­
gessendieüber300Journalisten–
ThomasManns Jahrhundert­
buch derWeltliteratur auch
gelesen haben.Historische
Tiefenschärfe kann ja vor der
Überschätzung der eigenen Ein­
maligkeit bewahren.

Im«Zauberberg» gibt es:
abgehobene Patienten,
geschäftstüchtige Ärzte,
Fehldiagnosen, zweifelhafte
Therapien – lauter Dinge, die
man amWEFunschwer auch
feststellen kann. Nurmüssen
die heutigen Zauberlehrlinge
nichtmehr sechs Stunden
täglich an der frischen Luft
liegen. Schweigend.Obwohl
das vielleicht keine schlechte
Therapie wäre. G.F.H.

ANZEIGE

Das Leben
als Zielscheibe

Sport ImEishockey ist esüblich,
dass die Transfers während der
Saison kommuniziert werden.
Ist einWechsel verkündet, steigt
der Druck auf einen betroffenen
Spieler massiv an. Wütende
Anhänger, enttäuschte Trainer
und sprücheklopfende Mitspie­
ler – einegrossementaleHeraus­
forderung. Sportpsychologe Ro­
bert Buchli betreute sechs Jahre
lang einen NLA-Club. Er weiss,
wiedieSpielernegativeEnergien
abladen und in positive umwan­
deln können. (dus) 47

Gotthard-Bergstrecke kostet
SBB nur noch die Hälfte

Bahnverkehr Seit der Inbetrieb­
nahme des Basistunnels 2016
verkehren weniger Züge auf der
Gotthard­Bergstrecke. Schienen
werden weniger abgenutzt,
zudem haben die SBB die Infra­
struktur dem reduzierten An­
gebot angepasst. Über 100Wei­
chen wurden verschraubt, da sie
nichtmehr benötigtwerden.Die
Kosten fürdenUnterhalt sindda­
durch starkgesunken.Vorder In­
betriebnahmedesTunnelsbetru­
gen sie 50MillionenFrankenpro

Jahr, nun belaufen sie sich auf
23Millionen Franken.

Anwohner und Kunden be­
fürchten allerdings, dass der Be­
deutungsverlust der Linie für sie
negativeFolgenhat.AnfangWo­
che blieb die Strecke wegen La­
winengefahr tagelang gesperrt.
Kunden werfen den Unterneh­
men vor, dieWiederfreigabe der
Strecke nicht mehr mit der nöti­
genDringlichkeit vorangetrieben
zu haben. Die SBB bestreiten
dies. (lob) 5

Fasnachtsverein
will Schlüsse ziehen

Aadorf Der Wagen, der am
Aadorfer Fasnachtsumzug ver­
gangenen Sonntag mit rechtsra­
dikalen Sujets aufgefahren war,
sorgte für einen Medienrummel
bei Michaela Künzli. Die Präsi­
dentin des Fasnachtsvereins Aa­
dorfbedauert,wasvorgefallen ist.
Sie habe bei den Anmeldungen
nicht daran gedacht, dass hinter
demWagen­Motto«Asylparadies
Schweiz»Rechtsradikale stecken
würden. Für die nächste Auflage
des Aadorfer Fasnachtsumzuges
will Künzli die nötigen Schlüsse
aus dem Vorfall ziehen und
die Gruppen­Anmeldungen auf­
merksamkontrollieren. (rsc) 62

Juristisch ist Schönholzer
aus demSchneider

Hefenhofen Die Strafanzeige gegen denThurgauer Regierungsrat darf nicht weiterverfolgt
werden. Es gibt keine Anzeichen für Amtsmissbrauch oder Beihilfe zur Tierquälerei.

Larissa Flammer

KurznachderRäumungdesPfer­
dehofs in der Gemeinde Hefen­
hofen hat Tierschützer Erwin
Kessler eine Strafanzeige gegen
denThurgauerFDP-Regierungs­
rat Walter Schönholzer einge­
reicht. Die Vorwürfe: Amtsmiss­

brauch undBeihilfe zur Tierquä­
lerei. Für beides gibt es in
strafrechtlicher Hinsicht keine
Hinweise,wiedasBürodesGros­
sen Rats festhält. Dieses hat die
Aufgabe, über eine Ermächti­
gung zur Strafverfolgung zu ent­
scheiden. Das Büro berücksich­
tigte für seinen Entscheid, die

Ermächtigung nicht zu erteilen,
auch staatspolitische Aspekte.
Der Tierschützer arbeite sys­
tematisch auf die Abwahl des
Regierungsrats hin und habe
damit den eigentlichen Zweck
einer strafrechtlichenVerfolgung
verlassen. Grossratspräsidentin
Heidi Grau betont aus diesem

Grund die Wichtigkeit des
Ermächtigungsverfahrens. Sonst
könne jedermit einer Strafanzei­
ge den Staatsbetrieb lahmlegen.
Kessler hatte zudem verlangt,
dassHeidiGrau fürdiesenFall in
den Ausstand tritt, weil auch sie
derFDPangehört.DasBürowies
das Begehren ab. 25

Nahrungsmittel
aus Abfallprodukt

Eschenz Was nach der Produk­
tion des Weissen Goldes in der
Zuckerfabrik Frauenfeld übrig­
bleibt, nutzt dieUnipektin Ingre­
dients AG mit Sitz am Untersee
für die Herstellung von Nah­
rungsfasern. Alleine im ver­
gangenen Jahr bezog Unipektin
6000 Tonnen Rübenschnitzel
aus der Kantonshauptstadt. Die
Naturfasern, dieweltweit expor­
tiert werden, sind antiallergen,
glutenfrei, koscheroderhalalund
multifunktional für Nahrungs­
mittel einsetzbar. (sko) 51

Mesmerin
äussert Bedauern

Amriswil Traditionsbewusste
Einwohner warteten in der letz­
ten Stunde des alten Jahres ver­
geblich:DieGlockender evange­
lischen Kirche blieben stumm.
Das ungewohnte Fehlen des Ge­
läuts an Silvester führte in der
Folge zu wilden Spekulationen.
Handelte es sich gar um eine
Konzession an den Islam? Mit­
nichten, wie Mesmerin Eliane
Grossen nun aufklärt. Vielmehr
sei es einMissverständnis gewe­
sen,dasdieKirchenglockenhabe
schweigen lassen. (st) 31

DonaldTrump ist inDavos

Flughafen Gestern Vormittag ist der US-Präsident Do­
nald Trump mit der Air Force One in Zürich gelandet.
Tausende Schaulustige standen amPistenrand.Mit dem
Helikopter flog Trump anschliessend nach Davos. Dort

standen bilaterale Treffen und einAbendessenmit Kon­
zernchefs auf demProgramm.Heute spricht Trump zum
Abschluss desWeltwirtschaftsforums zur versammelten
Wirtschafts­ und Politikelite. 2, 3, 43 Bild: Benjamin Manser
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Möhlwirbt humorvollmit Trump
In einer ironischen Werbung für den Swizly-
Cider spielt der US-Präsident eine Rolle. 26

865-mal die
richtige Lösung

Gewinn Die Sieger des grossen
Jahres-Kreuzworträtsels 2017 der
«Thurgauer Zeitung», sind be-
kannt. Zwei Mitarbeiterinnen
fungiertenalsGlücksfeenundzo-
gen die Gewinner der drei Haupt-
preise.

Anny Baumann aus Braunau
ist die glückliche Gewinnerin des
dritten Preises. Sie bekommt ei-
nen Reisegutschein der Firma
Heini Car AG Wängi. Der Wein-
felder Peter Ganser hat den zwei-
ten Preis, eine digitale Spiegelre-
flexkamera PENTAX K-S2, ge-
stiftetvonderFirmaFotoWiniger
GmbH in Frauenfeld, gewonnen.
Den ersten Preis darf Heinz Hä-
berlin-Ribi aus Biessenhofen mit
nach Hause nehmen. Er wird in
Zukunft mit einem brandneuen
Paar Ski mit Bindung, Modell
Laser SC 17/19, der Firma Stöckli
Swiss Sports AG Wil, die Pisten
unsicher machen.

Das Lösungswort von «Vreni
Schawalders Jahresrätsel» war
«Gluecksbringer». Insgesamt
sind 865 korrekte Antworten bei
der Redaktion der «Thurgauer
Zeitung» eingegangen. (bro)

KeinVerfahrengegenSchönholzer
Immunität Walter Schönholzer wird im Fall Hefenhofen nicht strafrechtlich verfolgt. Es gibt zu wenig Hinweise.

Zudem verweist das Büro des Grossen Rats auf eine politische Absicht des Anzeigeerstatters.

Larissa Flammer
larissa.flammer@thurgauerzeitung.ch

Das Büro des Grossen Rats hat
keine Anhaltspunkte gefunden,
dass sich Regierungsrat Walter
Schönholzer im Fall Hefenhofen
des Amtsmissbrauchs oder der
Beihilfe zur Tierquälerei schuldig
gemacht hat. Erwin Kessler, der
Präsident des Vereins gegen Tier-
fabriken (VgT), hatte die Strafan-
zeige gegen Schönholzer Ende
August eingereicht. Anfang Au-
gust waren Fotos veröffentlicht
worden, die gravierende Zustän-
de auf dem Pferdehof von U.K.
in der Gemeinde Hefenhofen
zeigten.

Um einen Regierungsrat
strafrechtlich verfolgen zu kön-
nen, braucht es in mehreren Kan-
tonen die Ermächtigung einer
nicht-richterlichen Behörde – im
Thurgau ist dies gemäss kantona-
lem Gesetz das Büro des Grossen
Rats.

HeidiGraumusstenicht
indenAusstand

Kessler hatte zudem verlangt,
dass Parlamentspräsidentin Hei-
di Grau bei diesem Ermächti-
gungsverfahren in den Ausstand
tritt. Die Begründung: Sie gehört
wie Schönholzer der FDP an.
«Wir wollten das korrekt machen
und nicht noch Öl ins Feuer gies-
sen», sagt Grau. «Ich war zwi-
schenzeitlich bei den Beratungen
bezüglich des Ermächtigungsver-
fahrens freiwillig im Ausstand,
auch wenn es mir nicht leicht ge-
fallen ist.»

Bevor das Büro über die Er-
mächtigung zur Strafverfolgung
entschied, fasste es einen Ent-
schluss zum Ausstandsbegehren.
Dieses wurde abgewiesen, weil
die Zughörigkeit zu einer be-
stimmten Partei nicht als Aus-
standsgrund genügt. Das gelte

erst recht in einem Verfahren, das
von einer politischen Behörde
entschieden wird. «Eine Partei-
zugehörigkeit ist gegeben, sonst
wären wir ja nicht im Grossen
Rat», sagt Grau. Die Präsidentin
übernahm also beim Entscheid
über die Ermächtigung wieder
den Vorsitz.

Unterlassung ist
keinAmtsmissbrauch

Kessler wirft Schönholzer Amts-
missbrauch vor, weil es im Fall
Hefenhofen in zahlreichen Fällen

zur Nichtvollstreckung von Tier-
halteverboten gekommen sei.
Das Büro stellt fest, dass das
Unterschreiten der Amtsbefug-
nisse nicht als Amtsmissbrauch
gilt. Der Tatbestand der Beihilfe
zur Tierquälerei ist gemäss Ent-
scheid des Büros ebenfalls nicht
gegeben, weil das Tierschutzge-
setz nur für den Halter oder Be-
treuer des Tieres gilt.

«Wir haben aufgrund der
strafrechtlich relevanten Aspekte
entschieden», erklärt Heidi
Grau. Inwiefern zum Beispiel der

Vollzug des Tierschutzschutzge-
setzes korrekt abgelaufen ist, ent-
scheidet die externe Untersu-
chungskommission, die ihre Er-
gebnisse frühestens im August
präsentiert.

MitAnzeigepolitische
Absichtenverfolgt

Das Büro darf neben den straf-
rechtlichen Gesichtspunkten
auch staatspolitische Überlegun-
gen berücksichtigen. Es stellte
fest, dass Kessler «gezielt eine
politische Absicht verfolgt» und

eingeräumt habe, systematisch
aufdieAbwahlvonWalterSchön-
holzer hinzuarbeiten. «Es kann
nicht sein, dass jemand aus poli-
tischen Überlegungen Mitglieder
eines Gerichts oder des Regie-
rungsrats strafrechtlichverfolgt»,
sagt Grau. Sonst könne jeder-
mann mit einer irgendwie formu-
lierten Strafanzeige den Staats-
betrieb lahmlegen. Schönholzer
wäre punkto Veterinäramt wäh-
rend der Strafuntersuchung nicht
mehr handlungsfähig gewesen.
«Genau aus diesem Grund ist das
Ermächtigungsverfahren ein
wichtiges Instrument», ist die
Grossratspräsidentin überzeugt.
Das Büro übernimmt eine Filter-
funktion. Heidi Grau sagt: «Wir
erfüllen unsere Aufgabe best-
möglich. Hier bin ich überzeugt,
dass uns das gelungen ist.»

Kesslerverurteilt
denEntscheid

«Der Parteifilz hat sein Macht-
wort gesprochen: Die Staatsan-
waltschaft darf die Wahrheit
nicht ermitteln!» Erwin Kessler
kommentiert den Entscheid zur
Strafverfolgung von Regierungs-
rat Walter Schönholzer auf der
Webseite seines Vereins. Das
Büro des Grossen Rats befürchte
«offensichtlich und aus gutem
Grund», dass eine Strafuntersu-
chung zur Verurteilung von
Schönholzer führen würde. An-
sonsten würden die Verantwort-
lichen eine Untersuchung «mit
dem ja angeblich klar vorausseh-
baren Freispruch verlangen». Die
Deeskalationsstrategie und die
Ankündigung der Kontrollen auf
dem Hof von U.K. sei keine blos-
se Unterlassung oder Duldung
sondern aktiver Amtsmissbrauch
gewesen.

Im August liess eine vonWalter Schönholzer eingesetzte Task Force den Pferdehof in der Gemeinde Hefenhofen räumen. Bild: Manuel Nagel

Kommentar

NochnichtausdemSchneider
Walter Schönholzer kannein
erstesMal aufatmen.Das Büro
des Grossen Rates hat keine
Anhaltspunkte gefunden, die
ein strafrechtliches Vorgehen
gegen ihn in der Affäre Hefen-
hofen rechtfertigen. Juristisch
ist Schönholzer damit aus dem
Schneider, politisch noch lange
nicht. Es warten vielmehr die
Ergebnisse der Untersuchungs-
kommission. Und die könnten
dem Politiker Schönholzer
ungleich gefährlicher werden.

Unabhängig davon zeigt die
Aufarbeitung von Hefenhofen,
dass die Institutionen im Thur-
gau funktionieren. Mit der
Administrativuntersuchung ist
man einerseits gewillt, Licht ins
Dunkel der Geschehnisse zu
bringen. Die Bevölkerung muss
wissen, was weshalb schiefge-
laufen ist. Mit seinem gestrigen

Entscheid hat das Grossratsbüro
andererseits aber klargemacht,
dass Amtsträger kein politisches
Freiwild sind, das mit allen
Mitteln gejagt und zur Strecke
gebracht werden kann. Das
Recht steht immer noch über
einem vermeintlichen Anrecht
auf den politischen Blattschuss.

Allerdings hat das Grossratsbü-
ro den politischen Teil bei der
Rechtfertigung seines Beschlus-
ses, keine Strafuntersuchung
zuzulassen, eindeutig über-
dehnt. Hier schlägt gleichsam
ein von der Affäre Hefenhofen
und dem Tierschützer Erwin
Kessler gebeutelter Kanton
Thurgau zurück. Wie es scheint:
mit viel Frust. Etwas weniger
wehleidiges Lamento und ein
bisschen mehr politische Neh-
merqualitäten wären eine
Wohltat gewesen.

Gleiches gilt für die formaljuris-
tisch zwar korrekte, aber völlig
unsensible Haltung, wonach ein
Ausstand der Grossratspräsi-
dentin aufgrund ihrer Parteizu-
gehörigkeit unnötig sei. Im Fall
Hefenhofen sind die Empfind-
lichkeiten derart gross, dass
man mehr Fingerspitzengefühl
hätte erwarten dürfen. Die
Regierung hat diese Sensibilität
unterdessen bereits mehrfach
unter Beweis gestellt. Im Gross-
ratsbüro ist sie offenkundig
noch nicht angekommen.

Christian Kamm
christian.kamm@thurgauerzeitung.ch

Stellungnahme von
Walter Schönholzer
Regierungsrat «Das Büro des
Grossen Rates sieht die Kriterien
für eine Ermächtigung zu einer
Strafuntersuchungalsnichterfüllt
an. Ich nehme den Entscheid –
nachdieser langenPhasederUn-
gewissheit – so zur Kenntnis. Er
stütztmeine juristischeEinschät-
zungundhilftmir,michweiterhin
mit vollem Engagement meiner
Arbeit zum Wohle des Kantons
widmen zu können. Das ist mir
ein sehr wichtiges Anliegen.»

Regierungsrat Walter Schön-
holzer. Bild: Andrea Stalder

Regierungwill
Erinnerungsorte
für Verdingkinder

Frauenfeld Im Kanton Thurgau
soll es Orte geben, wo an die Op-
fer der fürsorgerischen Zwangs-
massnahmen erinnert wird. Der
Regierungsrat setzt eine Arbeits-
gruppe ein, die einen entspre-
chenden Vorschlag ausarbeiten
soll. Das Gesetz über die Auf-
arbeitung der Zwangsmassnah-
men vor 1981 motiviere die Kan-
tone dazu, «Zeichen der Erinne-
rung» an die Vorgänge zu
schaffen, teilte der Thurgauer Re-
gierungsrat am Donnerstag mit.
Eine Arbeitsgruppe soll dem Re-
gierungsrat im Laufe dieses Jah-
res einen Vorschlag einreichen,
wie diese Erinnerungsgedenken
ausgestaltet und wo die Erinne-
rungsorte eingerichtet werden
sollen.

In den letzten Monaten seien
bereits mehrere Forderungen
und Vorschläge diesbezüglich
eingegangen, schreibt der Regie-
rungsrat. Zum Beispiel werde ge-
wünscht, dass auch die Ergebnis-
se aus den Abklärungen über die
Medikamententests in Münster-
lingen von den 1940er-Jahren bis
in die 1980er-Jahre miteinbezo-
gen werden. Zur Arbeitsgruppe
gehören alt Regierungsrat Clau-
dius Graf-Schelling, die Chefin
des Kulturamtes Martha Mons-
tein sowie der Staatsarchivar An-
dré Salathé.

Fürsorgerische Zwangsmass-
nahmen waren in der Schweiz bis
1981 angeordnet worden. Zehn-
tausende von Kindern und Ju-
gendlichen wurden an Bauernhö-
fe verdingt oder in Heimen plat-
ziert, viele wurden misshandelt
oder missbraucht. Menschen
wurden zwangssterilisiert, für
Medikamentenversuche einge-
setzt oder ohne Gerichtsurteil
weggesperrt, weil ihre Lebens-
weise nicht den Vorstellungen
der Behörden entsprach. (sda)
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